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Vorwürfe
● Mitgliedschaften in SDS und RH
● Verbindungen zur Marxistischen Jugend München
● Autor auf klassegegenklasse.org; Mitgliedschaft in RIO und FT
● Verwendung von „linksextremen“ Begriffen und Konzepten 
● Einflussnahme auf Personalrat der TU München
● Lancierung von Texten in Betriebszeitung der ver.di BG der TU München
● Aufwiegelung der Mitarbeiter*innen gegen Personalabteilung/Arbeitgeber (TU München)
● Diffamierung des Freistaats Bayerns und des bayerischen VS
● Kritik an Reformismus von PdL, SPD etc.
● Aufbau „linker“ Betriebsgruppen
● Forderung von konsequenten (politischen) Streiks, Enteignungen und Demokratisierung von Betrieben
● Bezeichnung der BRD als kapitalistisches Regime
● Befürwortung von zivilem Ungehorsam
● Bewerbung auf Stelle nur um aus Ablehnung politischen Prozess zu machen
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Rechtsstaat?

„Gemessen an diesen Maßstäben hätte der Kläger jedenfalls Anspruch auf die 
Wiederherstellung (der Stelle).“

„Auch in Gestalt des Anspruches auf Wiederherstellung ist Voraussetzung für die 
vom Kläger begehrte Einstellung, dass die ablehnende Entscheidung rechtswidrig 
oder ermessensfehlerhaft ist und sich mithin die Einstellung als die einzig 
rechtmäßige Entscheidung […] erweist. Der Beklagte durfte ermessensfehlerfrei 
darauf abstellen, dass der Kläger für die im Raum stehende Stelle als 
wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl nicht geeignet war.“



  

Angriff auf Streikrecht
„Das Gleiche gilt, wenn er zu einem ‘politischen Streik gegen die Ausbeutung und 
Unterdrückung‘ aufruft – das kann als ’Lahmlegen‘ von z. B. Betrieben oder 
Behörden verstanden werden, was zumindest Nötigungshandlungen beinhaltet.“

„Die vom Kläger angestrebten Veränderungen sollen […] durch rechtswidrige 
Mittel erfolgen, denn der Kläger propagiert in diesem Zusammenhang ‘die 
Organisation des politischen Streiks gegen die Ausbeutung und Unterdrückung’. 
Dabei würde es sich um einen sog. Erzwingungsstreik zur Durchsetzung eines 
politischen Ziels handeln, was weit überwiegend als rechtswidrig angesehen wird 
[…], allerdings nicht dergestalt, dass der bestehende Staat und seine Organe zu 
einem bestimmten Handeln „gezwungen“ werden sollen, sondern vielmehr vertritt 
der Kläger weitergehend die Idee, durch einen „politischen Streik“ die 
„Ausbeutung und Unterdrückung“ durch das „kapitalistischen Regime“ zu 
überwinden, sprich mit rechtswidrigen Mitteln gegen den bestehenden Staat 
vorzugehen, um eine neue Gesellschaftsordnung zu erreichen.“



  

Angriff auf demokratische Rechte
„Soweit der Kläger darauf verweist, dass er in dem Artikel bzgl. der 
Demokratisierung von Betrieben und der Organisation von politischen Streiks auf 
die Bildung einer Partei verwiesen habe, ändert das nichts, denn die Partei, die 
solche Ziele mit solchen Mitteln verfolgte, würde ihrerseits zu rechtswidrigem 
Handeln aufrufen.“



  

Wissenschaftsfreiheit?

„Da er ausweislich seiner Stellungnahme die angestrebte Tätigkeit als politik-
relevantes Fach sehe, müsse davon ausgegangen werden, dass der Kläger die 
Tätigkeit auch im Sinne seiner marxistischen Agitation gegen die freiheitlich-
demokratische Grundordnung an der TUM nutzen und seine Ansichten in 
Lehrveranstaltungen zu verbreiten gedenke.“

„Der Kläger würde auf diese Weise den Lehrstuhl, die TUM und damit den 
beklagten Freistaat nach außen repräsentieren. […] Es ist für den beklagten Staat 
auch für zwei Jahre nicht hinnehmbar, dass in der beschriebenen Weise aktiv 
gegen ihn gehandelt und zur Bekämpfung […] mit rechtswidrigen Mitteln 
aufgerufen wird.“
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